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Die Digitalsteuer startete als sog. GAFA-Steuer. Adressaten waren Google, Amazon, Facebook und Apple. Dies war der

sog. qualitative Ansatz, nach dem nur bestimmte Aktivitäten (Automated Digital Services – ADS und Consumer Facing

Business – CFB) der Besteuerung unterworfen werden sollten. Nunmehr steht ein umfassender quantitativer Ansatz im

Focus mit den Kriterien Umsatz- und Profitabilität, sog. Säule 1. Die Bundesregierung hat sich, nach eigenem Bekunden,

in den Verhandlungen immer für eine robuste und effektive Ausgestaltung des Regelwerks eingesetzt. Sektorenspezifische

Bereichsausnahmen sieht die Bundesregierung skeptisch und sie sollten nur in „gut begründeten Konstellationen zuge-

lassen werden“ (BT-Drs. 19/32569, 2). Die Bereichsausnahme Rohstoffproduktion ist mit dem naturgemäß festen Standort

begründet worden. Die Besteuerungsrechte sollen so im Ansässigkeitsstaat verbleiben. Zumal es sich meistens um Ent-

wicklungs- und Schwellenländer handele. Für den Finanzsektor zeichnet sich deswegen eine Bereichsausnahme ab, weil

diese Industrie aufgrund umfassender regulatorischer Rahmenbedingungen bereits regelmäßig über eine umfangreiche

physische Präsenz in den Marktstaaten verfüge. Völlig offen ist nach der Antwort der Bundesregierung die rechtliche Um-

setzung, wobei die Bundesregierung die Umsetzung der Säule 1 als unilaterale Maßnahme befürwortet, als sog. völker-

rechtlichen Vertrag, der von den 140 Staaten ratifiziert werden muss. Für die Säule 2 favorisiert die Bundesregierung eine

bilaterale Lösung, d. h. Umsetzung in innerstaatliches Recht durch Doppelbesteuerungsabkommen. Das weltweite Mehr-

steueraufkommen wird mit 150 Mrd. USD beziffert. Die finale Festlegung von Ausgestaltungselementen befindet sich in

den weiteren Verhandlungen.

Entscheidungen
EuGH: Vorlage zur Vorabentscheidung –

Art. 63 AEUV – Freier Kapitalverkehr –

Richtlinie (EU) 2015/849 – Bekämpfung von

Steuerhinterziehung und -umgehung

1. Eine Regelung einesMitgliedstaats, die es natür-

lichen und juristischen Personen untersagt, im In-

land eine Zahlung, die einen festgelegten Schwel-

lenwert erreicht oder überschreitet, als Barzahlung

zu leisten, und von ihnen verlangt, dass sie eine

Überweisung oder Einzahlung auf ein Zahlungs-

konto tätigen, fällt nicht in den Geltungsbereich

der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Ver-

hinderung der Nutzung des Finanzsystems zum

ZweckederGeldwäscheundder Terrorismusfinan-

zierung, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr.

648/2012 des Europäischen Parlaments und des

Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/

EG des Europäischen Parlaments und des Rates

undderRichtlinie2006/70/EGderKommission.

2. Art. 63 AEUV in Verbindung mit Art. 49 Abs. 3

der Charta der Grundrechte der Europäischen Uni-

on ist dahin auszulegen, dass er einer Regelung ei-

nes Mitgliedstaats nicht entgegensteht, die es im

Hinblick auf die Bekämpfung von Steuerhinterzie-

hung und -umgehung zum einen natürlichen und

juristischenPersonenuntersagt, imInlandeineBar-

zahlung zu leisten, deren Höhe einen festgelegten

Schwellenwert erreicht oder überschreitet, und

hierfür die Überweisung oder Einzahlung auf ein

Zahlungskonto verlangt, auchwennes sich umdie

Ausschüttung der Dividenden einer Gesellschaft

handelt, und die zum anderen zur Ahndung einer

Zuwiderhandlung gegen dieses Verbot ein Sankti-

onssystemeinführt, indemdieHöhederGeldbuße,

die verhängt werden darf, auf der Grundlage eines

festen Prozentsatzes vom Gesamtbetrag der unter

Verstoß gegen dieses Verbot getätigten Zahlung

berechnet wird, ohne dass diese Geldbuße je nach

den konkretenUmständen des Einzelfalls differen-

ziertwerdenkann, sofern diese Regelunggeeignet

ist, die Verwirklichung dieser Ziele zu gewährleis-

ten, und nicht über das zu deren Erreichung Erfor-

derlichehinausgeht.

EuGH, Urteil vom 6.10.2021 – C-544/19
(Tenor)
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EuGH-Schlussanträge: Vorlage zur Vorab-

entscheidung – Freier Kapitalverkehr –

Steuerrecht – Investmentfonds – Steuerlich

transparente Einheit – Hybride

Die Art. 63 und 65 AEUV sind dahin auszulegen,

dass das im Steuerrecht eines Mitgliedstaats vor-

gesehene Erfordernis, dass ein Investmentfonds

eine vertragliche Form haben muss, um in den

Genuss der steuerlichen Transparenz kommen

zu können, gegen den freien Kapitalverkehr ver-

stößt, soweit es zum Ausschluss von Investment-

fonds führt, die in anderen Mitgliedstaaten in

statutarischer Form errichtet wurden, obwohl

diese Fonds unter dem Gesichtspunkt der Trans-

parenz objektiv mit Fonds vergleichbar sind, die

in vertraglicher Form errichtet wurden.

GA Saugmandsgaard Øe, Schlussanträge vom

6.10.2021 – C-342/20
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BFH: Besteuerung von Anteilszuteilungen

durch eine EU-Kapitalgesellschaft – steuer-

neutrale Kapitalmaßnahmen i. S. des § 20

Abs. 4a EStG – Nachweis der Einlagenrück-

gewähr im Steuerfestsetzungsverfahren

des Anteilseigners

1. Ein ausländischer Vorgang ist dann nicht mit

einer Abspaltung i. S. des § 20 Abs. 4a Satz 7

EStG vergleichbar, wenn es an einer Übertra-

gung von Vermögensteilen gegen Gewährung

von Anteilen des übernehmenden Rechtsträgers

an die Anteilsinhaber des übertragenden

Rechtsträgers fehlt.

2. Die Ermittlung der Höhe des Kapitalertrags ist

nicht bereits deshalb unmöglich i. S. des § 20

Abs. 4a Satz 5 EStG, weil die Anteile von einer

ausländischen Gesellschaft zugeteilt werden

(entgegen BMF-Schreiben vom 18.01.2016,

BStBl I 2016, 85, Rz 111).

3. Die Voraussetzungen des § 20 Abs. 4a Satz 5

EStG liegen jedenfalls dann nicht vor, wenn die

Steuerbarkeit der Anteilszuteilung dem Grunde

nach – wegen der Fiktion des § 27 Abs. 8 Satz 9

KStG – und der Höhe nach – wegen eines vor-

handenen Börsenkurses der zugeteilten Anteile

– feststeht.

4. Es ist fraglich, ob die Regelung des § 27

Abs. 8 Satz 9 KStG, die keine individuelle Nach-

weismöglichkeit einer Einlagenrückgewähr für

Anteilseigner von EU-Kapitalgesellschaften im

Veranlagungsverfahren vorsieht, unter Berück-

sichtigung der EuGH-Rechtsprechung mit den

Vorgaben der Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63

AEUV) zu vereinbaren ist (Fortentwicklung des

Senatsurteils vom 27.10.2020 – VIII R 18/17,

BFHE 270, 495).

BFH, Urteil vom 4.5.2021 – VIII R 14/20
(Amtliche Leitsätze)
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BFH: Haftung bei Forderungsabtretung

Bei der Haftung gemäß § 13c UStG ist von einer

Vereinnahmung durch den Zessionar auszuge-

hen, wenn der Zedent über sein beim Zessionar

debitorisch geführtes Konto, auf dem die abge-

tretenen Beträge vereinnahmt werden, nicht

mehr frei verfügen kann, da eine erhebliche

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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